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Positionierung zum AI Act* 
 

Zusammenfassung: 

• Wir unterstützen die Intention der Europäischen Union (EU), mit dem geplanten AI Act 

einen werte-basierten Rahmen für Künstliche Intelligenz (KI) zu schaffen, innerhalb 

dessen die Balance zwischen Regulierung hochriskanter Systeme und Freiraum 

für Innovationen gewahrt bleibt.  

• Für Medien-, Dienstleistungs- und Bildungsunternehmen wie Bertelsmann, die KI-Sys-

teme sowohl entwickeln als auch anwenden, sind insbesondere zwei Themenfelder im 

AI Act maßgeblich: die Risiko-Klassifizierung und die Regulierung generativer KI. 

• Risiko-Klassifizierung: Den von der EU gewählten Ansatz, KI-Systeme in Abhängig-

keit des spezifischen Anwendungsfalls und entsprechend ihres Risiko-Niveaus 

unterschiedlich stark zu regulieren, begrüßen wir. Wichtig ist, dass der Kanon von 

Hochrisiko-Systemen auf tatsächlich riskante Anwendungen begrenzt wird. Außer-

dem darf der mit den geplanten Transparenz-, Dokumentations- und Informationspflich-

ten einhergehende Aufwand nicht zu einem Standortnachteil für europäische Unterneh-

men werden – insbesondere nicht für reine Anwender von Hochrisiko-Systemen. 

• Regulierung von generativer KI: Dass generative KI – jedenfalls nach Meinung des EU-

Parlaments (EP) – nun explizit im AI Act adressiert wird, befürworten wir. Die Wertschät-

zung für kreative Inhalte im Digitalzeitalter sollte sich in passenden Pflichten für 

Anbieter von generativen KI-Modellen widerspiegeln. Wir unterstützen deshalb die 

Vorschläge des EP und regen ergänzend präzisere Begriffsdefinitionen, die gezielte Aus-

weitung von Art. 28b AI Act-E sowie die Ermächtigung der EU-Kommission zum Erlass 

von delegierten Rechtsakten an. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

* Die Positionierung bezieht sich auf den AI Act in der Fassung des jüngsten vollständigen 4 Spalten-Dokuments vom 29. Juni 2023 (AI Act-E).  



2 
 

 

Positionen und Vorschläge im Einzelnen: 
 

A) Themenfeld Risiko-Klassifizierung 

1) Kategorien von Hochrisiko-Systemen:  

▪ Die acht in Annex III AI Act-E definierten Hochrisiko-Kategorien befürworten wir grund-

sätzlich. Allerdings sollte eine Differenzierung für faktisch nicht riskante Standard-An-

wendungen im Bereich der biometrischen Fernidentifizierung (Annex III, Abs. 1 AI 

Act-E), bei der Betrugsbekämpfung (Annex III, Abs. 6b AI Act-E) und im Personalwe-

sen (Annex III, Abs. 4 AI Act-E) erfolgen. 

o Biometrischen Fernidentifizierung: Anwendungen aus Bereichen, die a) be-

reits datenschutzrechtlich privilegiert sind und/oder in denen b) für die “Identifi-

zierten” aufgrund ihres Status als bewusst öffentlich auftretende Person kein Ri-

siko besteht, sollten nicht als Hochrisiko-Systeme eingruppiert werden. 

a) Bei der journalistischen Verarbeitung von biometrischen Daten geht es 

vielfach darum, Video- oder Audio-Material automatisiert zu erfassen und 

Personen darauf zu erkennen. Dies erfolgt KI-gestützt über biometrische 

Merkmale. Es handelt sich um eine automatisierte Verarbeitung dessen, was 

alternativ manuell gemacht würde. Journalist:innen haben hierdurch die 

Möglichkeit, einfach Inhalte zu erfassen, zu schneiden und zu kategorisieren 

oder Archivauswertungen für Dokumentationen zu tätigen. Durch eine Ein-

stufung entsprechender Anwendungen als Hochrisiko-Systeme würden die 

neuen Möglichkeiten einer zeitgemäßen journalistischen Arbeit unnötig er-

heblich erschwert. 
 

b) Bei fiktionalen Inhalten sollen künftig biometrische Erkennungsmecha-

nismen eingesetzt werden – insbesondere um Schauspieler:innen zu iden-

tifizieren, Metadaten zu generieren und Archive für Such- und Empfehlungs-

funktionen zu ermöglichen. Für die Darsteller:innen besteht durch diese KI-

gestützten Anwendungen keinerlei Risiko, da sie sich bewusst einem breite-

ren Publikum zeigen und im Rahmen der entgeltlich durch Vertrag abgetre-

tenen Rechte ausreichende Möglichkeiten haben, auf die von ihnen akzep-

tierte Verwendung entsprechender Systeme Einfluss zu nehmen. Deshalb 

sollte die nachträgliche (auch biometrische) Auswertung von Darsteller:innen 

in fiktionalen Werken nicht durch die Eingruppierung biometrischer Erken-

nungssysteme in Annex III eingeschränkt werden. 

o Betrugsidentifizierung und -bekämpfung: Das EP schlägt in seiner Position 

vor, KI-Anwendungen zur Betrugsidentifizierung und Betrugsbekämpfung von der 

Klassifikation als Hochrisiko-System (Annex III, Abs. 6b AI Act-E) auszunehmen. 

Diesen Vorschlag unterstützen wir ausdrücklich. 

o Personalwesen: Es sollten lediglich solche Anwendungen als „Hochrisiko-Sys-

teme“ definiert werden, bei denen KI-Modelle Auswahlentscheidungen vorberei-

ten.  
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▪ Vor dem Hintergrund dieser drei exemplarischen Themenfelder unterstützen wir grund-

sätzlich den Vorschlag des EP, mit dem „significant risk of harm“-Kriterium (recital 

32 AI Act-E) einen qualitativen Maßstab zur Klassifizierung von Hochrisiko-Anwendun-

gen zu ergänzen.  

o Das von der EU-Kommission unlängst vorgelegte Konzept zur Operationali-

sierung dieses qualitativen Maßstabs halten wir indes für hoch problema-

tisch. Die darin angedachte pauschale Eingruppierung von KI-Systemen zur Pro-

filbildung als Hochrisiko-Anwendung ist unverständlich und würde die Umsetzung 

diverser faktisch risikofreier use cases in unterschiedlichsten Branchen massiv 

erschweren. 

o Dies betrifft sowohl Anwendungsfälle zu Gunsten von Nutzer:innen, wie z.B. die 

Personalisierung von Inhalten, als auch solche Uuse Ccases, die durch die Re-

gelungen der DSGVO zur Profilbildung bereits hinreichend reguliert sind. Außer-

dem sind derart pauschale Eingruppierungen dazu geeignet, die Profilbildung für 

journalistische Zwecke (z.B. das Anlegen von Dossiers bei investigativen Recher-

chen) zu erschweren. Deshalb regen wir nachdrücklich an, den Vorschlag der 

EU-Kommission in den Trilog-Verhandlungen nicht weiter zu verfolgen. 

o Stattdessen schlagen wir vor, in den Erwägungsgründen oder im Definitionsteil 

eine Bestimmung dessen vorzunehmen, was als „risk of harm“ bewertet 

wird. Hierbei könnte beispielsweise eine Rückanbindung an das Persön-

lichkeitsrecht geschaffen werden. Hintergrund ist nicht zuletzt, dass frühere 

EU-Gesetze wie die DSGVO gerade an einem Mangel an der Bestimmtheit bzw. 

Bestimmungsfähigkeit des Schutzgutes leiden. 

▪ Das EP fordert in seiner Position, die Empfehlungsalgorithmen von besonders gro-

ßen Online-Plattformen (VLOPs) als Hochrisiko-Systeme einzugruppieren (recital 

40b und Annex III Abs. 9aa AI Act-E). In Anbetracht der fundamentalen Bedeutung von 

Empfehlungsalgorithmen der VLOPs für den öffentlichen Diskurs unterstützen wir die-

sen Vorschlag ausdrücklich. 

 

2) Einstufung von Anwendungsfällen generativer KI 

▪ Grundsätzlich sollten Anwendungsfälle von generativer KI – wie von den drei  

ko-gesetzgebenden Institutionen avisiert – in eine der Risiko-Klassen eingeordnet wer-

den und die jeweiligen Pflichten erfüllen. Entsprechend halten wir eine pauschale Ein-

gruppierung von generativer KI als Hochrisiko-Systeme – wie u.a. von einigen Wis-

senschaftler:innen und Branchen-Verbänden gefordert – für nicht zweckmäßig.  

▪ Allerdings sollten generative KI-Modelle, die von besonders großen Anbietern ent-

wickelt oder angewendet werden, aufgrund ihrer fundamentalen Bedeutung u.a. für den 

öffentlichen Diskurs und die Medienkompetenz als Hochrisiko-Systeme definiert wer-

den.  

▪ Als Grundlage für die Einstufung von „besonders großen Anbietern“ könnten, 

ähnlich wie im Digital Services Act (DSA) bzw. dem Digital Markets Act (DMA), 

bestimmte objektive Parameter dienen. Die Parameter könnten sowohl vor als auch 

nach dem Markteintritt der entsprechenden Modelle bzw. Anbieter erhoben werden. 

Mögliche Kriterien könnten die Anzahl von Downloads des Models aus einem Reposi-

tory, die Menge der Rechennutzung, die Anpassungsfähigkeit an neue, spezifische Auf-

gaben oder das in das Model investierte Kapital sein. 
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3) Verantwortung in der KI-Wertschöpfungskette: Pflichten für Anwender von Hochrisiko-Sys-

temen und Hosting-Dienstleister:  

▪ Die vom EP vorgeschlagenen Pflichten für Anwender von Hochrisiko-Systemen 

sehen wir kritisch. Dies gilt insbesondere für die geplante Grundrechte-Folgen-

abschätzung (Art. 29a AI Act-E). Für Entwickler von Hochrisiko-Systemen sind in Art. 

9 -15 AI Act-E sinnvollerweise diverse Konformitätsanforderungen – inklusive der Ein-

führung eines Risikomanagementsystems – vorgesehen.  

▪ Eine Ausweitung dieser Pflichten auf reine Anwender würde nicht nur zu unnötiger 

Doppelarbeit führen, sondern auch den von der Politik eigentlich angestrebten flä-

chendeckenden Einsatz von KI-Systemen in der Breite der Wirtschaft gefährden. 

Stattdessen ist es notwendig, die Verantwortung für die zugrundeliegenden Funktions-

mechanismen sowie die erzeugten Ergebnisse bei den Entwicklern anzusiedeln, um 

nicht den Fehler der DSGVO zu wiederholen, diese von Schlüsselnormen auszuneh-

men (vgl. bspw. Art. 25 DSGVO).  

▪ Im Hinblick auf etwaige Pflichten von Hosting-Dienstleistern wirft der AI Act-E der-

zeit noch grundsätzliche Fragen auf. So bleibt unklar, welche Rolle Cloud-Anbietern 

und/oder Betreibern von Rechenzentren zukommt, die bspw. Open Source-KI-Sys-

teme von Dritten bereitstellen. Diese – auch haftungsrechtlich relevante – Grauzone 

sollte geschlossen werden.  

▪ Hilfreich wäre, im AI Act ein präziseres Modell zu definieren, das die beteiligten Rollen 

– den Eigentümer des Systems (das Unternehmen, das das KI-System für die Kunden 

anbietet), den Betreiber (IT-Dienstleister) und den Softwarehersteller (Anbieter von 

Open Source bzw. Large Language Models) – klar differenziert und deren jeweiligen 

Verpflichtungen deutlich macht.   
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B) Themenfeld „Regulierung von generativer KI“ 

1) Ergänzungen zum Vorschlag des Europäischen Parlaments (EP) 

▪ Wir befürworten grundsätzlich den Ansatz des EP, generative KI angemessen im AI Act 

zu berücksichtigen (Art. 28b Abs. 4 AI Act-E). Auf Basis des EP-Vorschlags plädieren wir 

für noch präzisere Begriffsdefinitionen, eine gezielte Ergänzung von Art. 28b Abs. 4 

AI Act-E und die Ermächtigung der EU-Kommission zum Erlass von delegierten 

Rechtsakten.  

o Um den Kreis der adressierten Systeme klar zu definieren und Rechtssicherheit zu 

gewährleisten, sind präzisere Begriffsbestimmungen für generative KI erforder-

lich. Erstens sollte eine eindeutige Definition von generativer KI in Art. 3 (1) AI Act 

ergänzt werden. Zweitens sollte ein separater Erwägungsgrund zu Art. 28b Abs. 4 

AI Act-E formuliert werden. Darin sollte unter anderem auch klargestellt werden, 

dass die vorgesehenen Pflichten ausschließlich für Entwickler von generativer KI 

gelten und nicht für deren Anwender bzw. „Anreicherer“. Drittens sollten die Begriffe 

„generative KI“ und „General Purpose AI“ in Erwägungsgrund 60e AI Act-E nicht ver-

mischt werden. Viertens sollte in der Überschrift von Art. 52 AI Act-E von „Transpa-

renzvorgaben für Entwickler von generativer KI“ (nicht von „Transparenzpflichten für 

bestimmte KI-Systeme“) gesprochen werden. 

o Wir erachten Art. 28b AI Act-E als Spezialregulierung von foundation models 

und generativer KI grundsätzlich für sinnvoll. Allerdings regen wir zwei Präzisierun-

gen an: 

a) Um klarzustellen, dass generative KI-Modelle nicht pauschal als Hochrisiko-

Systeme gelten, sollte Art. 28b nicht in Titel III „Hochrisiko-Systeme“ platziert 

werden, sondern sachlogisch passender in Titel IV.  

b) Damit das Trainieren von generativen KI-Modellen weiter ermöglicht wird, aber 

nicht auf Kosten von Kreativen, Rechteinhabern und Inhalteanbietern geht, ist 

es wichtig, die Wertschöpfungskette von geistigem Eigentum abzusichern. Dies 

könnte dadurch ermöglicht werden, dass Verträge über die Nutzung von insbe-

sondere urheberrechtlich geschützten Trainingsdaten abzuschließen sind. Ent-

sprechend sollte eine Verhandlungspflicht in Art. 28b Abs. 4c (ii) AI Act-E 

ergänzt werden.  

Konkret könnte die Norm wie folgt formuliert werden (Änderungsvorschlag in 

kursiver Schreibweise):  

“Providers of foundation models used in AI systems specifically intended to gen-

erate, with varying levels of autonomy, content such as complex text, images, 

audio, or video (“generative AI”) and providers who specialize a foundation 

model into a generative AI system, shall in addition…  

a) unverändert 

b) unverändert 

c) without prejudice to Union or national or Union legislation on copyright,  

i. document and make publicly available a sufficiently detailed summary of 
the use of training data protected under copyright law, (unverändert) 

ii. and shall enter into negotiations with rightsholders to be conducted in 
good faith regarding the authorisation for use of training data protected 
under copyright law.”  
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o In Ergänzung zu den vom EP vorgeschlagenen Bestimmungen in Art. 28b AI Act-E 

befürworten wir die u.a. von einigen Parlamentariern bereits vorgeschlagene Idee, 

die EU-Kommission zum Erlass von delegierten Rechtsakten zu ermächtigen. 

Dadurch könnte neuen Erfordernissen bei der Regulierung von generativer KI fle-

xibler Rechnung getragen werden. Die Ermächtigung zum Erlass delegierter 

Rechtsakte könnte als neuer Art. 28b Abs. 4d aufgenommen werden. 

o Um sicherzustellen, dass der AI Act nicht ins Leere läuft – etwa weil die Speicherung 

bei Trainingsvorgängen von generativen KI-Modellen nicht in der EU erfolgt – sollte 

bspw. in einem neu zu formulierenden Art. 28b (5) eine Fiktion der rechtsrelevan-

ten Handlungen als in der EU vorgenommen ergänzt werden. 

 

 

2) Anwendbarkeit von DSA und DMA für Chatbots / CoPilots 

▪ Da die großen Sprachmodelle erst nach Abschluss der beiden Gesetzgebungsverfahren 

ihre aktuelle Breitenwirkung entfaltet haben, berücksichtigen weder der DSA noch der 

DMA ausdrücklich Chatbots von Suchmaschinen-Betreibern, Internetbrowsern, Social 

Media-Plattformen oder Cloud Computing-Anbietern.  

▪ Allerdings hat die EU-Kommission kürzlich in ihrer Antwort auf eine von 19 MdEP formu-

lierte schriftliche Anfrage klargestellt, dass die einschlägigen Bestimmungen des DSA 

analog für jene Chatbots gelten.1 Mit Blick auf die Anwendbarkeit des DMA haben sich 

zahlreiche Sachverständige dafür ausgesprochen, dass die für Gatekeeper definierten 

Verbote auch für deren KI-gestützte Kernplattformdienste gelten.2 Beispielsweise 

dürften so Chatbot-Anbieter zur Optimierung ihrer Modelle nicht Daten verwenden, die 

von Geschäftskunden etwa über Cloud-Dienste bereitgestellt werden. Wir unterstützen 

diese Klarstellungen und Sichtweisen ausdrücklich. 

 

 

 
1 Schriftliche Anfrage (Nr. E-001750/2023) vom 01.06.2023: European Parliament (europa.eu) Parliamentary question | Discrimination by Microsoft 
Bing’s Image Creator, which blocks queries relating to LGBTI couples | E-001750/2023 | European Parliament (europa.eu) 
Antwort der EU-Kommission vom 27.07.2023: E-9-2023-001750-ASW_EN.pdf (europa.eu) 

2 Höppner, Thomas & Streatfeild, Luke (23.02.2023): ChatGPT, Bard & Co.: an introduction to AI for competitors and regulatory lawyers, 
https://www.hausfeld.com/de-de/was-wir-denken/competition-bulletin/chatgpt-bard-co-an-introduction-to-ai-for-competition-and-regulatory-lawyers/  
Hacker, Philipp (22.05.2023): Expert Testimony on generative AI, https://www.bundestag.de/re-
source/blob/949586/7158a308bd0737da83afd2d76cf27684/Stellungnahme-Hacker-ENG-data.pdf  
Tagesspiegel Background (28.08.2023): DSA: EU-Kommission prüft VLOP-Status von ChatGPT, https://background.tagesspiegel.de/digitalisier-
ung/dsa-eu-kommission-prueft-vlop-status-von-chatgpt  
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